
Dagmar Hutzler. Frau Dr. Hutzler 
stellte sich der Kammerversammlung 
vor:

„Vielen Dank für diese Gelegenheit. 
In Stade in Niedersachsen geboren 
und in Hildesheim aufgewachsen, 
kam ich durch Studium und Facharzt-
ausbildung nach Würzburg. Neben 
meinem Medizinstudium habe ich 
Romanistik studiert. Promoviert habe 
ich an der Universitäts-Hautklinik 
Würzburg im Fach Allergologie. 
Ich bin Ärztin für Frauenheilkunde 
und Geburtshilfe mit Zusatzbezeich-
nung Sozialmedizin und verfüge 
über eine Zusatzqualifikation in Ge -
sundheitsökonomie. 
Seit vier Jahren bin ich als Referentin/
stellvertretende Referatsleiterin im 
früheren Ministerium für Justiz, 
Arbeit, Gesundheit und Soziales – 
seit 2009 Ministerium für Gesund-
heit und Verbraucherschutz – des 
Saarlandes tätig. Mein Zuständig-
keitsbereich in der Abteilung Ge -
sundheit umfasst die Themen Medi-
zinische Versorgung, Gesundheits-
management, Krisenplanung und 
EU-Gesundheitspolitik.

Meine Facharztausbildung habe ich 
an der Universitäts-Frauenklinik Würz-
burg sowie am Kreiskrankenhaus 
Kitzingen absolviert, wo ich auch als 
Praxisvertretung des Belegarztes 
tätig war.
Über die Tätigkeit in der Pharmain-
dustrie bei Boehringer Ingelheim als 
Leiterin Produktmonitoring in der 
Ab  teilung Medizin/Pneumologie führ-
 te mich mein Berufsweg 1992 in die 
ärztliche Selbstverwaltung. Dort ar -

beitete ich über sieben Jahre bei der 
Kassenärztlichen Bundesvereinigung 
in Köln als Referatsleiterin Prävention 
und Familienplanung sowie Heilmit-
tel und Hilfsmittel.
In diesem Zuge hatte ich die Ge -
schäftsführung der Arbeitsausschüs-
 se des damaligen Bundesausschusses 
der Ärzte und Krankenkassen inne.
Nach zweijähriger Tätigkeit als Gut-
achterin beim Medizinischen Dienst 
der Krankenversicherung (MDK) in 
Bayern (Schwerpunkte: Beurteilung 
von Arbeitsunfähigkeit, Rehabilitati-
onsverfahren, plastische Operatio-
nen), wechselte ich zum Medizini-
schen Dienst der Spitzenverbände 
der Krankenkassen (MDS) in Essen, 
wo ich über vier Jahre als Fachge-
bietsleiterin Ambulante Versorgung 
arbeitete. 
Die Tätigkeiten im MDK-System be -
inhalteten Abordnungen zum Bun-
desgesundheitsministerium in Bonn 
sowie zum damaligen Koordinie-
rungsausschuss, dem Vorgänger des 
jetzigen Gemeinsamen Bundesaus-
schuss (GBA).

Mein beruflicher Werdegang bein-
haltet sämtliche Aspekte der ärztli-
chen Tätigkeit sowie vor allem Funk-
tionen im Gesundheitswesen, von 
der Gremienarbeit bis zur Mitwir-
kung an gesundheitspolitischen Mei-
nungsbildungsprozessen und Ge -
setz gebungsverfahren.

Meine langjährigen und vielfältigen 
Erfahrungen in Institutionen des Ge -
sundheitswesens und der Gesund-
heitspolitik und hier insbesondere 
der ärztlichen Selbstverwaltung 
möch  te ich gerne wirkungsvoll bei 
der Sächsischen Landesärztekammer 
einbringen. Dies gilt ebenfalls für 
meine bisherigen Tätigkeitsschwer-
punkte, die auch mit den Zielen des 
Deutschen Ärztetages korrespondie-
ren (zum Beispiel Organspende/Trans-
plantationsmedizin, Gendiagnostik-
gesetz, Palliativmedizin). Dabei ist es 
mir ein Anliegen, die Interessen der 
sächsischen Ärzteschaft – auch im 
Sinne einer patientengerechten Ver-
sorgung – fachlich und politisch 
adäquat zu vertreten. 
Hierzu strebe ich gute Kontakte zur 
Ärzteschaft in Praxis und Klinik an 

sowie die Schaffung interdisziplinärer 
Netzwerke, auch mit anderen Akteu-
ren im Gesundheitswesen. 
Über den Kontakt zum Sächsischen 
Staatsministerium für Soziales und 
Verbraucherschutz möchte ich versu-
chen, den Einfluss und die Bedeu-
tung der Landesärztekammer in der 
Politik zu stärken. Darüber hinaus ist 
mir an einem Austausch mit den 
anderen Landesärztekammern und 
der Bundesärztekammer gelegen.  
Im Hinblick auf die Umsetzung ge -
setzlicher Vorgaben (unter anderem 
GenDG, TPG) sowie vielfältiger ver-
sorgungsrelevanter Themen (zum Bei-
spiel Palliativmedizin) stehen Aufga-
ben für die Ärztekammer an, zu 
deren Bewältigung ich gerne beitra-
gen möchte.

Selbstverständlich ist für mich, dass 
diese Themen sowie die sonstigen 
Aufgaben der Sächsischen Landes-
ärztekammer – vor allem auch die 
Fort- und Weiterbildung, die Quali-
tätssicherung, die Ethik in der Medi-
zin – in enger Abstimmung mit 
 Vorstand, Kammerversammlung und 
den zuständigen Gremien angegan-
gen werden. 
Zur Umsetzung dieser Ziele hoffe ich 
auf eine gute, offene und vertrau-
ensvolle Zusammenarbeit auf allen 
Ebenen.“

Beschlüsse der 45. Kammerver-
sammlung
Die Mandatsträger der Sächsischen 
Landesärztekammer fassten am 12. 
November 2011 folgende Be  schlüs  se:

Beschlussvorlage Nr. 1: 
Satzung zur Änderung der Berufs-
ordnung  der Sächsischen Landesärz-
tekammer
Beschlussvorlage Nr. 2: 
Satzung zur Änderung der Weiterbil-
dungsordnung der Sächsischen Lan-
desärztekammer
Beschlussvorlage Nr. 3:
Satzung zur Änderung der Satzung 
zur Erteilung des Fachkundenachwei-
ses Leitender Notarzt der Sächsi-
schen Landesärztekammer
Beschlussvorlage Nr. 4: 
Satzung zur Änderung der Beitrags-
ordnung der Sächsischen Landesärz-
tekammer
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Beschlussvorlage Nr. 5: 
Satzung zur Änderung der Gebüh-
renordnung der Sächsischen Landes-
ärztekammer
Beschlussvorlage Nr. 6: 
Prüfauftrag zur Schaffung zusätzli-
cher Parkmöglichkeiten für die Säch-
sische Landesärztekammer und die 
Sächsische Ärzteversorgung
Beschlussvorlage Nr. 7: 
Haushaltsplan 2012
Beschlussvorlage Nr. 8: 
Personalia – Anstellung der Ärztli-
chen Geschäftsführerin
Beschlussvorlage Nr. 9: 
Bekanntgabe von Terminen
Beschlussantrag Nr. 10:
Keine Substitution ärztlicher Leistun-
gen
Beschlussantrag Nr. 11:
Novellierung der Approbationsord-
nung für Ärzte

Gesundheitsreport 
2011
Patienten und Ärzte mit aktueller 
Gesundheitsversorgung zufrieden. 
Zweifel an Zukunftsfähigkeit des 
Gesundheitswesens 

Die Zufriedenheit mit der aktuellen 
Gesundheitsversorgung ist wieder 
gewachsen. 72 Prozent der Bevölke-
rung und 88 Prozent der Ärzte urtei-
len „gut“ oder „sehr gut“. Zugleich 
sind die Sorgen, im Krankheitsfall 
auf eine notwendige Behandlung 
verzichten zu müssen, geringer als in 
den Vorjahren – aber mit 32 Prozent 
immer noch weit verbreitet. Bei den 
Ärzten sehen mehr als zwei Drittel 
ihre Therapiefreiheit aus Kostengrün-
den in Frage gestellt (2010: 72 Pro-
zent). Verbreitet sind Verschiebun-
gen aus Budgetgründen: 59 Prozent 
der Ärzte mussten schon einmal 
Behandlungen auf einen späteren 
Zeitraum verlegen, bei 16 Prozent ist 
dies sogar häufig der Fall. Auf einen 
Termin länger warten mussten in den 
letzten zwei, drei Jahren bereits 20 
Prozent der Patienten – bei den pri-
vat Versicherten waren es 9 Prozent. 
Zugleich bestätigen 72 Prozent der 
Ärzte aus eigener Erfahrung, dass sie 

Beschlussantrag Nr. 12:
Zweitmeinung im Internet (Vorstands-
überweisung)
Beschlussantrag Nr. 13:
Novellierung des Transplantationsge-
setzes
Beschlussantrag Nr. 14:
Reform der Strukturen des Gemein-
samen Bundesausschusses
Beschlussantrag Nr. 15:
Änderungsantrag zur Beschlussvor-
lage Nr. 2 (Änderungssatzung WBO) 

Die Satzung zur Änderung der 
Berufsordnung, die Satzung zur 
Änderung der Weiterbildungsord-
nung, die Satzung zur Änderung der 
Satzung zur Erteilung des Fachkun-
denachweises Leitender Notarzt, und 
die Satzung zur Änderung der 
Gebührenordnung werden im vollen 
Wortlaut im Mittelhefter unter 

in ihrer Praxis häufig Patienten emp-
fangen, bei denen ein Arztbesuch 
aus medizinischer Sicht nicht not-
wendig ist. Dies sind einige Kern-
ergebnisse des 6. MLP Gesundheits-
reports. 
Die repräsentative Studie hat das Ins-
titut für Demoskopie Allensbach mit 
Unterstützung der Bundesärztekam-
mer er  stellt.

Düstere Zukunftserwartungen 
Die Entwicklung in den nächsten 
zehn Jahren schätzen Ärzte ähnlich 
wie die breite Bevölkerung pessimis-
tisch ein: 86 Prozent der Ärzte halten 
weitere grundlegende Reformen im 
Gesundheitssystem für notwendig. 
In der Bevölkerung geben rund drei 
Viertel an, dass Reformen unabding-
bar sind. 89 Prozent der Bevölkerung 
hält dennoch eine Erhöhung der 
Kassenbeiträge für nicht zumutbar 
(2010: 87 Prozent), Einschränkungen 
bei der freien Arztwahl weisen 87 
Prozent zurück (2010: 85 Prozent). 

Eine große Bevölkerungsmehrheit 
(82 Prozent) ist sich zwar bewusst, 
dass man selbst zur Erhaltung der 
Gesundheit viel oder sehr viel beitra-
gen kann. Die Gesundheitsorientie-
rung hat in den vergangenen Jahren 

„Amtliche Bekanntmachungen“ in 
diesem Heft auf den Seiten 635 bis 
666 bekannt gemacht.
Alle angenommenen Beschlussan-
träge finden Sie im vollen Wortlaut 
im Internet unter www.slaek.de. 

Bekanntmachung der Termine 
Der 22. Sächsische Ärztetag und 
die 46. Tagung der Kammerver-
sammlung werden am Freitag, dem 
22. Juni 2012, und Sonnabend, 
dem 23. Juni 2012, im Plenarsaal 
der Sächsischen Landesärztekammer 
durchgeführt.
Die 47. Tagung der Kammerver-
sammlung findet am Sonnabend, 
dem 10. November 2012 im Ple-
narsaal in der Sächsischen Landes-
ärztekammer statt.

Prof. Dr. med. habil. Winfried Klug
Knut Köhler M.A.

aber nicht zugenommen: Seit 2005 
gibt nur rund ein Drittel an, sehr auf 
die eigene Gesundheit zu achten. 

Sorgen über Ärztemangel 
deutlich gestiegen 
Vor allem Ärzte stellen zunehmend 
einen Ärztemangel fest: Schon heute 
sehen fast zwei Drittel (2010: 46 
Prozent) ein Problem darin; weitere 
23 Prozent rechnen künftig damit.  
Die Ergebnisse zeigen zudem einen 
deutlichen Ost-West-Unterschied: In 
Ostdeutschland sprechen 69 Prozent 
von einem Ärztemangel in ihrer 
Region, im Westen sind es nur 47 
Prozent. Deutlich weniger als die 
Ärzte spürt bisher die Bevölkerung 
den Ärztemangel (13 Prozent), rund 
jeder Fünfte rechnet aber damit. 
Bundesweit besonders betroffen sind 
die Menschen in strukturschwäche-
ren Regionen mit weniger als 25.000 
Einwohnern: 20 Prozent spüren be -
reits einen Ärztemangel, 29 Prozent 
rechnen damit. 

Weitere Details und ein komplettes 
Länder-Ranking sind als Schaubild 
unter www.mlp-gesundheitsreport.de 
zu finden. 

Knut Köhler M.A.
Leiter Presse- und Öffentlichkeitsarbeit
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